
Gemeinde Friesenheim 
Ortenaukreis 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über den Anschluss an die "Wasserversorgungs­
anlage der Gemeinde Friesenheim und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser 
(Wasserversorgungssatzung - WVS vom 07. April 1997 

Aufgrund der §§4, 11 und 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in 
Verbindung mit den §§ 2, 9, 10 und 10a des Kommunalabgabegesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Friesenheim am 22.11.1999 folgen­
de Satzung zur Änderung der Wasserversorgungssatzung vom 07. April 1997 beschlossen. 

1. Der Gebührenteil wird neu beschlossen, die §§ 39 bis 41 und 43 bis 47 bleiben 
unverändert, § 42 wird geändert und erhält eine neue Fassung: 

4. Benutzungsgebühren 

§39 
Erhebungsgrundsatz 

(1) Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen 
Grund- und Verbrauchsgebühren. 

(2) Für die Bereithaltung von Wasser werden Bereitstellungsgebühren erhoben. 

§40 
Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der Benutzungsgebühren ist der Anschlussnehmer. Beim Wechsel des Gebüh­
renschuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Mo 
nats auf den neuen Gebührenschuldner über. 

(2) In den Fällen des § 42 Abs. 3 ist Gebührenschuldner der Wasserabnehmer. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

41 
Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erhoben (Zählergebühr). Sie be­
trägt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße von: 

Maximaldurchfiuss (Qmax) 3 und 5 7 und 10 20 30 50 m3/h 
Nenndurchfluss (Qn) 1,5 und 2,5 3,5 und 5 (6) 10 15 40m3/h 
DM/Monat 2 , - 3,00 5,50 8,- 12,-



Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasserzählern entfällt die Grundge­
bühr. 

(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in dem der Wasserzähler erstmals 
eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 

(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen im Betrieb, betriebsnotwen­
diger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden Gründen 
länger als einen Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unterbrechung (abgerundet 
auf volle Monate) keine Grundgebühr berechnet. 

§42 
Verbrauchsgebühren 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermenge (§ 43) berechnet. Die 
Verbrauchsgebühr beträgt je Kubikmeter 2,70 DM. 

(2) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, be­
trägt die Verbrauchsgebühr pro Kubikmeter 2,70 DM. 

(3) Wird die verbrauchte Wassermenge durch einen Münzwasserzähler festgestellt, beträgt 
die Gebühr (einschl. Grundgebühr gem. § 41 und Umsatzsteuer gem. § 54) pro Kubik­
meter 3,80 DM. 

§ 43 " 
Gemessene Wassermenge 

(1) Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch dann als Gebührenbemessungsgrundla­
ge, wenn sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen oder 
Rohrbrüche hinter dem Wasserzähler) verlorengegangen ist. 

(2) Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, daß der Wasserzähler über die nach der Eichordnung 
zulässigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch anzeigt, oder ist der Zähler stehengeblie­
ben, so schätzt die Gemeinde den Wasserverbrauch gemäss § 162 Abgabenordnung. 

§ 44 
Verbrauchsgebühr bei Bauten 

(1) Wird bei der Herstellung von Bauwerken das verwendete Wasser nicht durch einen Was­
serzähler festgestellt, wird eine pauschale Verbrauchsgebühr erhoben. 

(2) Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist folgender pauschaler Wasserverbrauch: 

1. Bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten von Gebäuden werden je 100 Kubikme­
ter umbauten Raum 7 Kubikmeter als pauschaler Wasserverbrauch zugrundege­
legt; Gebäude mit weniger als 100 Kubikmeter umbautem Raum bleiben gebüh­
renfrei. 
Bei Fertigbauweise werden der Ermittlung des umbauten Raumes nur die Keller­
und Untergeschosse zugrundegelegt. 



2. Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht unter Nr. 1 fallen, werden je angefan­
gene 10 Kubikmeter Beton- oder Mauerwerk 4 Kubikmeter als pauschaler Was­
serverbrauch zugrundegelegt; Bauwerke mit weniger als 10 Kubikmeter Beton­
oder Mauerwerk bleiben gebührenfrei. 

§45 
Entstehung der Gebührenschuld 

(1) In den Fällen der §§41 und 42 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld für ein Kalenderjahr 
mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis 
vor Ablauf des Veranlagungszeitraums, entsteht die Gebührenschuld mit Ende des Be­
nutzungsverhältnisses. 

(2) In den Fällen des § 40 Abs. 1 Satz 2 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen An­
schlussnehmer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Monats; für den neuen An­
schlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres. 

(3) In den Fällen des § 42 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld mit der Beendigung der Bau­
maßnahme, spätestens mit Einbau einer Messeinrichtung nach § 21. 

(4) In den Fällen des § 44 entsteht die Gebührenschuld mit Beginn der Bauarbeiten. 

(5) In den Fällen des § 42 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Wasserent­
nahme. 

§46 
Vorauszahlungen 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebührenschuldner 
Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen jeweils am 1. Februar, 1. 
April, 1. Juni, 1. August und 1. Oktober eines jeden Jahres. 

Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungszeitraumes, entstehen dieVöraus-
Zahlungen mit Beginn des folgenden Vorauszahlungszeitraumes. 

(2) Jeder Vorauszahlung ist ein entsprechender Teil des zuletzt festgestellten Jahreswasser­
verbrauchs zugrundezulegen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht wird der vor­
aussichtliche Jahreswasserverbrauch geschätzt. 

(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Gebüh­
renschuld für diesen Zeitraum angerechnet. 

(4) In den Fällen der §§42 Abs. 2 und 3 sowie 44 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 

§47 
Fälligkeit 

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Ge-
bühnbescheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 46) geleistet worden, gilt 



dies nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. 
Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unter­
schiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zu­
rückzahlung ausgeglichen. 

(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 46 werden jeweils zwei Wochen nach den in § 46 Abs. 1 
genannten Zeitpunkten zur Zahlung fällig. 

(3) In den Fällen des § 42 Abs. 3 wird die Gebührenschuld mit der Wasserentnahme fällig. 

2. Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Ol. Januar 2000 in Kraft. 


